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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und 
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

A) Problem 

Mit dem Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetz (BVaDiG) vom 
19. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 246), das zum 1. August 2024 in Kraft getreten ist, wurde 
mit Wirkung zum 1. Januar 2025 ein Feststellungsverfahren für eine informell bezie-
hungsweise non-formal erworbene individuelle berufliche Handlungsfähigkeit einge-
führt (siehe §§ 50b bis 50e des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) und §§ 41b bis 41e des 
Gesetzes zur Ordnung des Handwerks – Handwerksordnung (HwO)). Damit ein bun-
desweit geordnetes und einheitliches Verfahren gewährleistet werden kann, wurde für 
das neu eingeführte Feststellungsverfahren gemäß § 50e BBiG bzw. § 41e HwO vom 
Bund die Berufsfeststellungsverfahrensverordnung (BGBl. 2024 I Nr. 346) erlassen, die 
am 8. November 2024 in Kraft getreten ist. 

Im Rahmen des neu geschaffenen Feststellungsverfahrens sind weitere Aufgaben auf 
die obersten Landesbehörden übertragen worden, die eine Regelung der Zuständigkei-
ten auf Landesebene erforderlich machen. Darüber hinaus wurde neu geregelt, dass 
ehrenamtliche Beraterinnen und Berater eine angemessene Vergütung erhalten sollen 
(§ 76 BBiG); es erfolgt damit eine Gleichstellung mit den ehrenamtlichen Prüferinnen 
und Prüfern, die für ihre ehrenamtliche Tätigkeit bereits eine Entschädigung erhalten 
haben. 

Im Freistaat Bayern ist der Vollzug des Berufsbildungsgesetzes im Gesetz zur Ausfüh-
rung des Berufsbildungsgesetzes und des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
(AGBBiG) geregelt.  

Die Änderungen des AGBBiG sind nicht vom Anwendungsbereich der Verhältnismä-
ßigkeitsprüfungsbekanntmachung Berufsreglementierungen (VerhBek) umfasst. Bei 
den Änderungen im AGBBiG handelt es sich lediglich um die Regelung von Zuständig-
keiten auf Landesebene. Die Änderungen des AGBBiG unterfallen nicht dem Anwen-
dungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG, da sie den Zugang zu reglementierten Berufen 
oder deren Ausübung nicht beschränken. 

B) Lösung 

Mit den Änderungen im AGBBiG werden die Zuständigkeiten für das Feststellungsverfah-
ren einer individuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit, das durch das BVaDiG 
neu eingeführt wurde, für den Freistaat Bayern festgelegt. 

Wer zuständige Stelle ist, wird in §§ 71 ff. BBiG geregelt. Dies sind gemäß § 71 BBiG: 

‒ für die Berufe der Handwerksordnung die Handwerkskammern, 

‒ für die nichthandwerklichen Gewerbeberufe die Industrie- und Handelskammern, 

‒ für die Berufe der Landwirtschaft (einschl. Hauswirtschaft) die Landwirtschaftskam-
mern (Anmerkung: Da es im Freistaat Bayern keine Landwirtschaftskammer gibt, 
wurde in Art. 4 Satz 1 AGBBiG das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft, Forsten und Tourismus als zuständige Stelle bestimmt), 
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‒ für die Fachangestellten im Bereich der Rechtspflege entsprechend ihrem Bereich 
die Rechtsanwalts-, Patentanwalts- und Notarkammern und für ihren Tätigkeitsbe-
reich die Notarkassen, 

‒ für die Fachangestellten im Bereich der Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung ent-
sprechend ihrem Bereich die Wirtschaftsprüferkammern und Steuerberaterkam-
mern und 

‒ für die Fachangestellten im Bereich der Gesundheitsberufe entsprechend ihrem Be-
reich die Ärzte-, Zahnärzte-, Tierärzte- und Apothekerkammern. 

In anderen als den durch § 71 erfassten Berufsbereichen (bspw. für anderweitige Aus-
bildungsberufe im öffentlichen Dienst) oder für Kirchen und andere Religionsgemein-
schaften finden sich in den §§ 73, 74 und 75 BBiG gesonderte Regelungen. 

Den zuständigen Stellen obliegt nunmehr auch die Durchführung des Feststellungsver-
fahrens.  

C) Alternativen 

Keine. Die beabsichtigten Regelungen können nicht durch andere Mittel, insbesondere 
nicht durch untergesetzliche Regelungen erreicht werden. 

D) Kosten 

Für die Einführung und Durchführung des neuen Verfahrens zur Feststellung einer in-
dividuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit entstehen den nach §§ 71 ff. BBiG 
zuständigen Stellen ein Verwaltungsaufwand und für die Entschädigung der ehrenamt-
lichen Feststellerinnen und Feststeller auch Ausgaben. Allerdings ist das Feststellungs-
verfahren gebührenpflichtig, sodass davon auszugehen ist, dass je nach Nachfrage und 
Gebührenhöhe die Verwaltungskosten und Ausgaben gedeckt werden können. Die Be-
rechtigung zur Erhebung von Gebühren ergibt sich – je nach zuständiger Stelle – aus 
unterschiedlichen Gesetzesgrundlagen (bspw. Art. 15 Abs. 3 des Heilberufe-Kammer-
gesetzes (HKaG), § 113 Abs. 4 und § 106 Abs. 1 Nr. 5 HwO) oder Gebührenordnun-
gen. Mangels belastbarer Abschätzungen der zu erwartenden Nachfragen vonseiten 
potenzieller Antragsteller ist eine Bezifferung der Kosten derzeit nicht möglich. 

Die Antragstellenden selbst müssen die festgesetzte Gebühr bezahlen. Die Gebühren 
für das Feststellungsverfahren legen die zuständigen Stellen in eigenem Ermessen in 
einer Gebührensatzung fest. Die Gebühren für die Vorbereitung und Durchführung des 
Feststellungsverfahrens können je nach Aufwand des Verfahrens zwischen 400,00 € 
und 2 400 € liegen.  

Inwieweit diese Gebühren von den Arbeitgebern übernommen werden, wird voraus-
sichtlich im Einzelfall entschieden. Durch das Feststellen der vollständig erworbenen 
individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit können die Antragsteller ihre Verdienst-
möglichkeiten verbessern und die ihnen dadurch entstandenen Kosten wieder ausglei-
chen. 

Werden von den zuständigen Stellen gemäß § 76 BBiG ehrenamtliche Beraterinnen 
und Berater eingesetzt, müssen die zuständigen Stellen Entschädigungen für deren 
ehrenamtliche Tätigkeit zahlen (§ 76 Abs. 1 Satz 4 BBiG). Wie hoch die Entschädigung 
für die ehrenamtlichen Beraterinnen und Berater sein wird, entscheiden die zuständigen 
Stellen in eigener Verantwortung. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes (AGBBiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Sep-
tember 1993 (GVBl. S. 754, BayRS 800-21-1-A), das zuletzt durch § 1 Abs. 96 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „und“ durch die Angabe „ , “ ersetzt und nach 
der Angabe „der Berufsausbildungsvorbereitung (§ 1 Abs. 2 BBiG)“ wird die 
Angabe „und der Feststellung einer individuellen beruflichen Handlungs-
fähigkeit (§ 1 Abs. 6 BBiG)“ eingefügt. 

b) In Abs. 4 wird die Angabe „Berufsausbildung und“ durch die Angabe „Berufs-
ausbildung,“ ersetzt und nach der Angabe „Berufsausbildungsvorbereitung“ 
wird die Angabe „und der Feststellung der individuellen beruflichen 
Handlungsfähigkeit“ eingefügt.  

c) In Abs. 5 wird nach der Angabe „Berufsausbildung“ die Angabe „ , der 
Feststellung der individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit“ eingefügt. 

d) Folgender Abs. 6 wird angefügt: 

„(6) Für Angelegenheiten der Feststellung der individuellen beruflichen 
Handlungsfähigkeit gilt Art. 8 Abs. 2 des Bayerischen Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes (BayBQFG) entsprechend.“ 

2. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchst. a wird folgender Buchst. b eingefügt: 

„b) die Genehmigung der Regelungen für das Verfahren zur Feststellung 
und Bescheinigung der individuell erworbenen beruflichen Handlungs-
fähigkeit (§ 50c Abs. 4 BBiG und § 41c Abs. 4 der Handwerksord-
nung);“. 

bb) Der bisherige Buchst. b wird Buchst. c und nach der Angabe „§ 62 Abs. 3“ 
wird die Angabe „ , § 76 Abs. 1“ und nach der Angabe „§ 34 Abs. 9“ wird die 
Angabe „ , § 41a Abs. 1“ eingefügt. 

cc) Der bisherige Buchst. c wird Buchst. d. 

dd) Die bisherigen Buchst. d und e werden die Buchst. e und f. 

ee) Der bisherige Buchst. f wird Buchst. g und nach der Angabe „§ 71 
Abs. 9 BBiG“ wird die Angabe „ , auch bei zuständigen Stellen nach 
§ 75b BBiG“ eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden die Angabe „In den Fällen des Abs. 1 Buchst. a und b“ durch 
die Angabe „In den Fällen des Abs. 1 Buchst. a, b und c“ und die Angabe „im 
Fall des Abs. 1 Buchst. d“ durch die Angabe „im Fall des Abs. 1 Buchst. e“ er-
setzt. 

c) In Abs. 3 wird die Angabe „Buchst. c und d“ durch die Angabe „Buchst. d und e“ 
ersetzt. 
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3. Art. 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchst. a wird die Angabe „und 42g der Handwerksordnung“ durch die An-
gabe „und 42l der Handwerksordnung“ ersetzt. 

b) In Buchst. d wird die Angabe „§ 42q der Handwerksordnung“ durch die Angabe 
„§ 42v der Handwerksordnung“ ersetzt. 

4. In Art. 4 Satz 1 wird die Angabe „und § 72“ durch die Angabe „ , §§ 72 und 75b“ 
ersetzt. 

5. In Art. 5 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 73 Abs. 2“ die Angabe „und § 75b“ 
eingefügt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Mit dem Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetz vom 19. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 246) wurde das Berufsbildungsgesetz (BBiG) reformiert. Zum einen 
wurden zum 1. August 2024 unter anderem digitale Dokumente und Verfahren in der 
beruflichen Bildung ermöglicht, Rahmenbedingungen für digitales mobiles Ausbilden 
geschaffen oder eine virtuelle Prüfungsteilnahme für Prüfende eröffnet. Zum anderen 
wurde neu ein Feststellungsverfahren für informell beziehungsweise non-formal erwor-
benen berufliche Handlungsfähigkeit geschaffen.  

Die Einführung dieses Feststellungsverfahrens zieht Änderungen in landesrechtlichen 
Vorschriften nach sich. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Im Freistaat Bayern ist der Vollzug des Berufsbildungsgesetzes in weiten Teilen im Ge-
setz zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes (AGBBiG) geregelt. Eine entsprechende Ergänzung um die Zuständig-
keiten der obersten Landesbehörden hinsichtlich des neu geschaffenen Feststellungs-
verfahrens ist erforderlich, da das AGBBiG hierzu bislang noch keine Bestimmungen 
enthält. 

 

C) Besonderer Teil 

Zu § 1 

Zu Nr. 1 Buchst. a 

In Abs. 1 wird neu aufgenommen, dass neben den Angelegenheiten der Berufsausbil-
dung gemäß § 1 Abs. 3 BBiG und der Berufsausbildungsvorbereitung gemäß § 1 
Abs. 2 BBiG auch die Angelegenheiten für das Verfahren zur Feststellung der individu-
ell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit gemäß § 1 Abs. 6 BBiG den Staatsmini-
sterien innerhalb ihres Geschäftsbereichs obliegen. 

Zu Nr. 1 Buchst. b 

Im Abs. 4 wird geregelt, dass die Staatsministerien entsprechend der in ihre Zuständig-
keit entfallenden Berufsausbildung auch für die Angelegenheiten des Verfahrens zur 
Feststellung der individuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit zuständig sind, 
sofern es die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihres Geschäftsbereichs betrifft. 

Zu Nr. 1 Buchst. c 

Mit der Aufnahme soll gewährleistet werden, dass entsprechend den grundsätzlichen 
Angelegenheiten der Berufsausbildung und der beruflichen Fortbildung auch in den 
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grundsätzlichen Angelegenheiten der Feststellung der individuell erworbenen berufli-
chen Handlungsfähigkeit das Benehmen mit dem Staatsministerium für Familie, Arbeit 
und Soziales herzustellen ist. Das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales ist 
in Bayern koordinierendes Ressort für sämtliche Angelegenheiten der beruflichen Aus-
bildung, einschließlich des Feststellungsverfahrens.  

Zu Nr. 1 Buchst. d 

Mit der Einfügung des neuen Abs. 6 soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass die 
jeweils zuständigen Staatsministerien die Aufgabe der Feststellung der individuell er-
worbenen beruflichen Handlungsfähigkeit an eine länderübergreifende Stelle übertra-
gen können. Mit dem Verweis auf Art. 8 Abs. 2 des Bayerischen Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes (BayBQFG) wird gewährleistet, dass bei der Übertragung der 
Feststellung der individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit die gleichen Vorausset-
zungen wie bei der Übertragung der Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland er-
worbener Ausbildungsnachweise gelten. 

Zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. aa 

Mit Einfügung des neuen Buchst. b wird geregelt, dass die Staatsministerien als neue 
Aufgabe auch eine Genehmigungspflicht beim Erlass von Regelungen für das Verfah-
ren zur Feststellung und Bescheinigung der individuell erworbenen beruflichen Hand-
lungsfähigkeit gemäß § 50c Abs. 4 BBiG beziehungsweise § 41c Abs. 4 der Hand-
werksordnung haben. Die Regelungen für das Verfahren zur Feststellung und Beschei-
nigung der individuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit erlassen ge-
mäß §§ 71 ff. BBiG die zuständigen Stellen.  

Zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. bb 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Einfügung des neuen Buchst. b. 

Eine angemessene Vergütung von ehrenamtlichen Beraterinnen und Beratern war bis-
her im BBiG nicht vorgesehen. Diese wurde nun mit dem Berufsbildungsvalidierungs- 
und -digitalisierungsgesetz neu aufgenommen. Die vorgeschriebene Genehmigung 
durch eine oberste Landesbehörde wird daher als neue Aufgabe aufgenommen. 

Zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. cc 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Einfügung des neuen Buchst. b. 

Zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. dd 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Einfügung des neuen Buchst. b. 

Zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. ee 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Einfügung des neuen Buchst. b. 

Zudem wird ein Verweis auf die zuständigen Stellen nach § 75b BBiG aufgenommen. 
§ 75b BBiG regelt, dass die zuständigen Stellen nach §§ 71 bis 75a BBiG auch bei der 
Feststellung der individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit am Maßstab eines aner-
kannten Ausbildungsberufs nach § 1 Abs. 6 BBiG gelten. Mit der Aufnahme des Ver-
weises auf § 75b BBiG wird klargestellt, dass das Staatsministerium für die Genehmi-
gung auch dann zuständig ist, wenn zwei oder mehr zuständige Stellen für das Fest-
stellungsverfahren Vereinbarungen zur Aufgabenwahrnehmung gemäß § 71 
Abs. 9 BBiG treffen. 

Zu Nr. 2 Buchst. b 

Es handelt sich um Folgeanpassungen. Zudem wird geregelt, dass in den Fällen der 
Genehmigungspflicht der obersten Landesbehörden beim Erlass von Regelungen für 
das Verfahren zur Feststellung und Bescheinigung der individuell erworbenen berufli-
chen Handlungsfähigkeit auch das Benehmen mit dem Staatsministerium für Familie, 
Arbeit und Soziales herzustellen ist. Das Staatsministerium für Familie, Arbeit und So-
ziales ist in Bayern koordinierendes Ressort für sämtliche Angelegenheiten der berufli-
chen Ausbildung, einschließlich des Feststellungsverfahrens. 

Zu Nr. 2 Buchst. c 

Es handelt sich um Folgeanpassungen. 



Drucksache 19/8099 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 6 

 

Zu Nr. 3 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an bereits vorgenommenen Änderun-
gen in der Handwerksordnung. 

Zu Nr. 4 

Hier wird ergänzend die neue Regelung des § 75b BBiG eingefügt; § 75b BBiG regelt, 
dass die zuständigen Stellen auch zuständige Stelle für das Verfahren zur Feststellung 
der individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit sind. Das Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus ist somit auch zuständige Stelle für die 
Feststellung der individuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit für die Berufe in 
der Landwirtschaft und in der Hauswirtschaft. 

Zu Nr. 5 

Hier wird ergänzend die neue Regelung des § 75b BBiG eingefügt; § 75b BBiG regelt, 
dass die zuständigen Stellen auch zuständige Stelle für das Verfahren zur Feststellung 
der individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit sind. Im öffentlichen Dienst des Frei-
staates Bayern, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der übrigen der Aufsicht 
des Freistaates Bayern unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sind somit die Staatsministerien innerhalb ihres Geschäftsbereichs 
auch zuständige Stelle für die Feststellung der individuell erworbenen beruflichen Hand-
lungsfähigkeit.  

 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Gemäß Art. 76 Abs. 2 der Verfas-
sung ist hierfür ein konkreter Tag zu bestimmen. 
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Geschäftsführer 

Recht und Verwaltung 
Fabian Blomeyer 
Rechtsanwalt 

T +49 89 139880-20 
blomeyer@byak.de 
 

 
Bayerische  
Architektenkammer 

Körperschaft des  
öffentlichen Rechts 
Waisenhausstraße 4 

80637 München 
T +49 89 139880-0 
www.byak.de 

per E-Mail  
 

Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
80792 München  
 

 

 

Datum 
06.08.2025 

Ihr Zeichen: StMAS-I4/0071.03-1/1433 

 

Verbändeanhörung zum Gesetzesentwurf zur Änderung des 

Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Möglichkeit zu dem vorgelegten Gesetzesentwurf 

Stellung zu nehmen. Seitens der Bayerischen Achitektenkammer 

bestehen gegen die vorgeschlagenen Änderungen keine Einwände. 

 

Ergänzend weisen wir nochmals darauf hin, dass die Bayerische 

Architektenkammer im Bayerischen Lobbyregister eingetragen ist 

(Lobbyregister-ID: DEBYLT003D). Einer Veröffentlichung dieser 

Stellungnahme steht nichts entgegen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Fabian Blomeyer 
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Stölzl, Barbara (StMAS)

Von: BLAK_PKA <pka@blak.de>
Gesendet: Freitag, 22. August 2025 09:55
An: Altin, Canay (StMAS)
Betreff: AW: Verbandsanhörung zum Gesetzesentwurf zur Änderung des Gesetzes 

zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes. 
 
Aus Sicht der Bayerischen Landesapothekerkammer ist keine Stellungnahme erforderlich. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

  
Veronika Stingl 
 
Apothekerin 
Infocenter Pharmazie & Abteilungsleitung Referat für PKA-Ausbildung 
  
Bayerische Landesapothekerkammer  
Maria-Theresia-Straße 28  
81675 München  
  
Tel.: 089 - 92 62 39 
Fax: 089 - 92 62 907 
E-Mail: veronika.stingl@blak.de  
Web: www.blak.de 

 

 

 

--------------------------------------------- 
Bitte beachten Sie: Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen enthalten. Der Inhalt ist ausschließlich für den 
bezeichneten Adressaten bestimmt. Wenn Sie nicht der richtige Adressat oder dessen Vertreter sind, setzen Sie sich bitte mit dem Absender der 
E-Mail in Verbindung. Jede Form der Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weitergabe des Inhalts fehlgeleiteter E-Mails ist unzulässig. 

 

 
 
Von: Altin, Canay (StMAS) <Canay.Altin@stmas.bayern.de>  
Gesendet: Montag, 21. Juli 2025 12:44 
An: Altin, Canay (StMAS) <Canay.Altin@stmas.bayern.de> 
Cc: Abt_1 (StMAS) <Abt_1@stmas.bayern.de>; Referat-I4 (StMAS) <Referat-I4@stmas.bayern.de>; 
Stölzl, Barbara (StMAS) <Barbara.Stoelzl@stmas.bayern.de> 
Betreff: Verbandsanhörung zum Gesetzesentwurf zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Berufsbildungsgesetzes und des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die beiliegenden Dokumente darf ich Ihnen im Rahmen der Verbandsanhörung zum Gesetzesentwurf zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes mit der Bitte um Kenntnisnahme übermitteln. 
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Mit freundlichen Grüßen 
 
Canay Altin 
 
Referat I4 - Berufsbildungspolitik, Ausbildungsstellenmarkt 
 
Tel.: 089 1261-1263  
 
E-Mail: canay.altin@stmas.bayern.de  
 



  

 

 

 

 

 

BDÜ Landesverband Bayern e.V. / Rottmannstraße 11 / 80333 München 

 

Petra Baumgartner 

Geschäftsstelle 

 

Rottmannstr. 11 

80333 München 

 

T: +49 (0)89 283330 

F: +49 (0)89 2805451 

 

by@bdue.de 
www.by.bdue.de 
 
Datum / Date 

Ihr Zeichen / Your ref. 

Ihr Schreiben / Your letter 

Unser Zeichen / Our ref. 

 

Seite 1 von 1 

Bundesverband der Dolmetscher und Übersetzer (BDÜ) Landesverband Bayern e. V. 

Vereinsregister: VR 4811 / Amtsgericht München / 1. Vorsitzende: Jeannette Lakèl  

Geschäftsstelle: Rottmannstr. 11 / 80333 München / T: +49 (0)89 283330 / F: +49 (0)89 2805451 / by@bdue.de 

 

Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 

Referat I4 - Berufsbildungspolitik, Ausbildungsstellenmarkt 

 

 

 

 

 

Verbändeanhörung: Bitte um Fristverlängerung bzgl. Stellungnahme zum 

Gesetzesentwurf zur Ausführung des BBIG und AGBBIG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Übersendung des Entwurfs zur Änderung des Bayerischen 

Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes. 

Da sowohl die Geschäftsstelle als auch ich urlaubsbedingt abwesend waren, kommen 

wir leider erst jetzt dazu, zu antworten. Wir möchten Sie daher höflich um eine 

Fristverlängerung von zwei Wochen für die Prüfung und Rückmeldung bitten. 

Inhaltlich möchten wir bereits vorab darauf hinweisen, dass der Entwurf unter 

anderem auch an Vertreter der freien Berufe adressiert ist (darunter 

Sprachmittlerverbände wie unser Berufsverband sowie der VbDÜ, BGSD und weitere). 

In Abschnitt B „Lösung“ finden sich jedoch bislang keine konkreten Angaben zu 

zuständigen Stellen für die freien Berufe, insbesondere im Bereich Übersetzen und 

Dolmetschen. Hier sehen wir Klarstellungs- und Ergänzungsbedarf, insbesondere mit 

Blick auf die Umsetzung des neuen Feststellungsverfahrens in unserem Tätigkeitsfeld. 

Eine ausführlichere Stellungnahme reichen wir gerne zu einem späteren Zeitpunkt 

nach. 

Für Ihre Rückmeldung zur Fristverlängerung danken wir Ihnen im Voraus und stehen 

für Rückfragen jederzeit zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüße 

   

Andreas Eckerlein 

Mitglied im Vorstand 

Ressortleitung Ausbildung 

 Jeannette Lakèl 
1. Vorsitzende des BDÜ LV Bayern e.V. 
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